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Gesetz über ergänzende Vor-
schriften zu Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten nach 
der EG-Richtlinie 2003/35/EG 

Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes und weiterer umwelt-

rechtlicher Vorschriften 

 
Vom ... 

 Artikel 1 

 Änderung des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes 

(Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz – 
UmwRG) 

u n v e r ä n d e r t  

07.12.2006 - zuletzt geändert durch Art. 
14b G v. 22.12.2023 I Nr. 405 

entfällt 

-- -- 

§ 1 § 1 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf 
Rechtsbehelfe gegen folgende Entschei-
dungen:  

(1) Dieses Gesetz ist anzuwenden auf 
Rechtsbehelfe gegen folgende Entschei-
dungen:  

1. Zulassungsentscheidungen im Sinne 
von § 2 Absatz 6 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung über die 
Zulässigkeit von Vorhaben, für die nach  

1. u n v e r ä n d e r t  

a) dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung, 

entfällt 

b) der Verordnung über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bergbauli-
cher Vorhaben oder 

entfällt 

c) landesrechtlichen Vorschriften entfällt 

eine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) be-
stehen kann; 
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2. Genehmigungen für Anlagen, die in 
Spalte c des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen 
mit dem Buchstaben G gekennzeichnet 
sind, gegen Entscheidungen nach § 17 
Absatz 1a des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes, gegen Erlaubnisse 
nach § 8 Absatz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes für Gewässerbenutzun-
gen, die mit einem Vorhaben im Sinne 
der Richtlinie 2010/75/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
24. November 2010 über Industrieemis-
sionen (integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmut-
zung) (Neufassung) (ABl. L 334 vom 
17.12.2010, S. 17) verbunden sind, so-
wie gegen Planfeststellungsbeschlüsse 
für Deponien nach § 35 Absatz 2 des 
Kreislaufwirtschaftgesetzes; 

2. Genehmigungen für Anlagen, die in 
Spalte c des Anhangs 1 der Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen 
mit dem Buchstaben G gekennzeichnet 
sind, gegen Entscheidungen nach § 17 
Absatz 1a des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes, gegen Erlaubnisse 
nach § 8 Absatz 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes für Gewässerbenutzun-
gen, die mit einem Vorhaben im Sinne 
der Richtlinie (EU) 2010/75 in der Fas-
sung vom 24. April 2024 verbunden 
sind, sowie gegen Planfeststellungsbe-
schlüsse für Deponien nach § 35 Ab-
satz 2 des Kreislaufwirtschaftgesetzes; 

2a. Genehmigungen für Anlagen nach § 
23b Absatz 1 Satz 1 oder § 19 Absatz 4 
des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes oder Zulassungen für Betriebspläne 
nach § 57d Absatz 1 des Bundesberg-
gesetzes; 

entfällt 

2b. Entscheidungen über die Zulässigkeit 
von Vorhaben, die benachbarte 
Schutzobjekte im Sinne des § 3 Absatz 
5d des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes darstellen und die innerhalb des 
angemessenen Sicherheitsabstands zu 
einem Betriebsbereich nach § 3 Absatz 
5a des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes verwirklicht werden sollen und 
einer Zulassung nach landesrechtli-
chen Vorschriften bedürfen; 

entfällt 

3. Entscheidungen nach dem Umwelt-
schadensgesetz; 

3. Genehmigungen für Anla-
gen nach § 23b Absatz 1 Satz 1 oder § 19 
Absatz 4 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes oder Zulassungen für Betriebs-
pläne nach § 57d Absatz 1 des Bundes-
berggesetzes; 
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4. Entscheidungen über die Annahme von 
Plänen und Programmen im Sinne von 
§ 2 Absatz 7 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und im 
Sinne der entsprechenden landesrecht-
lichen Vorschriften, für die nach  

4. Entscheidungen über die Zulässig-
keit von Vorhaben, die benachbarte 
Schutzobjekte im Sinne des § 3 Absatz 
5d des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes darstellen und die innerhalb des an-
gemessenen Sicherheitsabstands zu ei-
nem Betriebsbereich nach § 3 Absatz 5a 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
verwirklicht werden sollen und einer Zu-
lassung nach landesrechtlichen Vorschrif-
ten bedürfen; 

a) Anlage 5 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder 

entfällt 

b) landesrechtlichen Vorschriften entfällt 

eine Pflicht zur Durchführung einer 
Strategischen Umweltprüfung bestehen 
kann; ausgenommen hiervon sind 
Pläne und Programme, über deren An-
nahme durch formelles Gesetz ent-
schieden wird; 

 

5. Verwaltungsakte oder öffentlich-rechtli-
che Verträge, durch die andere als in 
den Nummern 1 bis 2b genannte Vor-
haben unter Anwendung umweltbezo-
gener Rechtsvorschriften des Bundes-
rechts, des Landesrechts oder unmittel-
bar geltender Rechtsakte der Europäi-
schen Union zugelassen werden, und 

5. Entscheidungen über Projekte oder 
Pläne, die nach § 34 Absatz 1 oder § 36 
des Bundesnaturschutzgesetzes auf 
ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungs-
zielen eines Natura 2000-Gebiets zu 
überprüfen sind, sofern sie nicht bereits 
den Nummern 1 bis 4 unterfallen. 

6. Verwaltungsakte über Überwachungs- 
oder Aufsichtsmaßnahmen zur Umset-
zung oder Durchführung von Entschei-
dungen nach den Nummern 1 bis 5, die 
der Einhaltung umweltbezogener 
Rechtsvorschriften des Bundesrechts, 
des Landesrechts oder unmittelbar gel-
tender Rechtsakte der Europäischen 
Union dienen. 

entfällt 

Dieses Gesetz findet auch Anwendung, 
wenn entgegen geltenden Rechtsvorschrif-
ten keine Entscheidung nach Satz 1 getrof-
fen worden ist. Unberührt bleiben  

Dieses Gesetz findet auch Anwendung, 
wenn entgegen geltenden Rechtsvorschrif-
ten keine Entscheidung nach Satz 1 getrof-
fen worden ist. Unberührt bleiben  

1. § 44a der Verwaltungsgerichtsordnung, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. § 17 Absatz 3 Satz 3 bis 5 und § 19 Ab-
satz 2 Satz 5 bis 7 des Standortaus-
wahlgesetzes sowie 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. § 15 Absatz 3 Satz 2 des Netzausbau-
beschleunigungsgesetzes Übertra-
gungsnetz, § 6 Absatz 9 Satz 1 des 
Windenergie-auf-See-Gesetzes, § 47 
Absatz 4 und § 49 Absatz 3 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung und andere entsprechende 
Rechtsvorschriften. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine 
Entscheidung im Sinne dieses Absatzes auf 
Grund einer Entscheidung in einem verwal-
tungsgerichtlichen Streitverfahren erlassen 
worden ist. 

Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn eine 
Entscheidung im Sinne dieses Absatzes auf 
Grund einer Entscheidung in einem verwal-
tungsgerichtlichen Streitverfahren erlassen 
worden ist. 

 (1a) Dieses Gesetz ist ferner anzuwenden 
auf Rechtsbehelfe gegen die folgenden 
sonstigen Entscheidungen von Behör-
den gemäß § 1 Absatz 4 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes sowie der ent-
sprechenden Vorschriften des Landes-
rechts, die im Anwendungsbereich von 
Artikel 9 Absatz 3 des Übereinkommens 
über den Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an Entschei-
dungsverfahren und den Zugang zu Ge-
richten in Umweltangelegenheiten 
(BGBl. II 2006, S. 1251) unter Anwendung 
umweltbezogener Rechtsvorschriften 
getroffen wurden: 

 1. Entscheidungen nach dem Umwelt-
schadensgesetz; 

 2. Entscheidungen über die Annahme 
von Plänen und Programmen im Sinne 
von § 2 Absatz 7 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und im 
Sinne der entsprechenden landesrechtli-
chen Vorschriften, 

 a) für die nach dem Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder nach 
landesrechtlichen Vorschriften eine 
Pflicht zur Durchführung einer Strategi-
schen Umweltprüfung bestehen kann 
und die nicht bereits Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 unterfallen oder 

 b) für deren Annahme in sonstiger Weise 
umweltbezogene Rechtsvorschriften des 
Bundesrechts, des Landesrechts oder 
unmittelbar geltender Rechtsakte der Eu-
ropäischen Union anzuwenden sind; 
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 ausgenommen hiervon sind Pläne und 
Programme, über deren Annahme durch 
formelles Gesetz entschieden wird; 

 3.  Verwaltungsakte oder öffentlich-
rechtliche Verträge, durch die Vorha-
ben unter Anwendung umweltbezo-
gener Rechtsvorschriften des Bun-
desrechts, des Landesrechts oder 
unmittelbar geltender Rechtsakte 
der Europäischen Union zugelassen 
werden und die nicht bereits Ab-
satz 1 Satz 1 unterfallen; 

 4.  Entscheidungen nach § 63 Absatz 1 
Nummer 2 bis 4 und Absatz 2 Num-
mer 4a bis 7 des Bundesnatur-
schutzgesetzes sowie in Fällen nach 
§ 63 Absatz 2 Nummer 8 des Bun-
desnaturschutzgesetzes, die nicht 
bereits Absatz 1 Satz 1 unterfallen; 
die Länder können Rechtsbehelfe 
von anerkannten Naturschutzverei-
nigungen auch in anderen Fällen zu-
lassen, in denen nach § 63 Absatz 2 
Nummer 8 des Bundesnaturschutz-
gesetzes eine Mitwirkung vorgese-
hen ist; 

 5.  Entscheidungen durch deutsche Be-
hörden über Typenzulassungen, 
Bauart- und Baumusterzulassungen 
oder ähnliche Entscheidungen über 
die Zulassung von Produktgruppen 
unter Anwendung umweltbezogener 
Rechtsvorschriften des Bundes-
rechts, des Landesrechts oder un-
mittelbar geltender Rechtsakte der 
Europäischen Union; 

 5a. Entscheidungen nach Artikel 5 Ab-
satz 1 und Artikel 6 Absatz 1 und 6 
der Verordnung (EU) 2020/741 in der 
Fassung vom 25. Mai 2020,  

 5b. Entscheidungen nach Artikel 7 Ab-
satz 3, Artikel 9 Absatz 1 und 9 und 
Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 1257/2013 in der Fassung vom 
11. April 2024   



 - 6 - Stand Juli 2025 

 Geltendes Recht Referentenentwurf  

 5c. Verwaltungsakte über Überwa-
chungs- oder Aufsichtsmaßnahmen 
nach der Trinkwasserverordnung 
vom 20. Juni 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
59) oder nach der Trinkwasserein-
zugsgebieteverordnung vom 4. De-
zember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 346); 

 5d. Verwaltungsakte über Überwa-
chungs- oder Aufsichtsmaßnahmen 
nach § 47 Absatz 1 Satz 1 und 2 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. 
Februar 2012 (BGBl. I S. 212), das zuletzt 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit der Einweg-
kunststoffverbotsverordnung vom 20. 
Januar 2021 (BGBl. I S. 95) oder der Ein-
wegkunststoffkennzeichnungsverord-
nung vom 24. Juni 2021 (BGBl. I S. 2024); 

 5e. Verwaltungsakte über Überwa-
chungs- oder Aufsichtsmaßnahmen zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 
2024/573 in der Fassung vom 7. Februar 
2024; 

 5f. Verwaltungsakte über Überwa-
chungs- oder Aufsichtsmaßnahmen zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 
2024/590 in der Fassung vom 7. Februar 
2024, und 

 5g. Entscheidungen nach den Artikeln 31 
und 32 der Verordnung (EU) 2023/1115 in 
der Fassung vom 31. Mai 2023, und 

 6.    Verwaltungsakte über Überwa-
chungs- oder Aufsichtsmaßnahmen 
zur Umsetzung oder Durchführung 
von Entscheidungen nach Absatz 1 
Satz 1 und nach Satz 1 dieses Absat-
zes, die der Einhaltung umweltbezo-
gener Rechtsvorschriften des Bun-
desrechts, des Landesrechts oder 
unmittelbar geltender Rechtsakte 
der Europäischen Union dienen und 
die nicht bereits den Nummern 5d 
bis 5g unterfallen. 

 Absatz 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 
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(2) Dieses Gesetz gilt auch im Bereich 
der ausschließlichen Wirtschaftszone oder 
des Festlandsockels im Rahmen der Vorga-
ben des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1982 (BGBl. 1994 II S. 1799, 1995 II S. 602). 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Soweit in Planfeststellungsverfah-
ren, die Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 
5 unterfallen, Rechtsbehelfe nach diesem 
Gesetz eröffnet sind, wird § 64 Absatz 1 des 
Bundesnaturschutzgesetzes nicht ange-
wendet. 

(3) Dieses Gesetz gilt für Vereini-
gungen, die die Anforderungen des § 3 
Absatz 1 oder des § 2 Absatz 2 erfüllen. 
Darüber hinaus gelten § 4 Absatz 1 bis 3 
und 5, die §§ 5 bis 6 und § 7 Absatz 2 
Satz 1 und 3 sowie Absatz 4 und 5 für 
Rechtsbehelfe von Personen gemäß § 61 
Nummer 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung und von Vereinigungen gemäß § 61 
Nummer 2 der Verwaltungsgerichtsord-
nung. 

(4) Umweltbezogene Rechtsvorschrif-
ten im Sinne dieses Gesetzes sind Bestim-
mungen, die sich zum Schutz von Mensch 
und Umwelt auf  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. den Zustand von Umweltbestandteilen 
im Sinne von § 2 Absatz 3 Nummer 1 
des Umweltinformationsgesetzes oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Faktoren im Sinne von § 2 Absatz 3 
Nummer 2 des Umweltinformationsge-
setzes 

2. u n v e r ä n d e r t  

beziehen. u n v e r ä n d e r t  

§ 2 u n v e r ä n d e r t  

Rechtsbehelfe von Vereinigungen u n v e r ä n d e r t  

(1) Eine nach § 3 anerkannte inländi-
sche oder ausländische Vereinigung kann, 
ohne eine Verletzung in eigenen Rechten 
geltend machen zu müssen, Rechtsbehelfe 
nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen eine Entscheidung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 oder deren Unterlassen einle-
gen, wenn die Vereinigung  

(1) Eine nach § 3 anerkannte inländi-
sche oder ausländische Vereinigung kann, 
ohne eine Verletzung in eigenen Rechten 
geltend machen zu müssen, Rechtsbehelfe 
nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen eine Entscheidung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1, Absatz 1a Satz 1 oder deren 
Unterlassen einlegen, wenn die Vereinigung 
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1. geltend macht, dass eine Entscheidung 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 oder deren 
Unterlassen Rechtsvorschriften, die für 
die Entscheidung von Bedeutung sein 
können, widerspricht, 

1. geltend macht, dass eine Entscheidung 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1, Absatz 1a 
Satz 1 oder deren Unterlassen Rechts-
vorschriften, die für die Entscheidung 
von Bedeutung sein können, wider-
spricht, 

2. geltend macht, in ihrem satzungsgemä-
ßen Aufgabenbereich der Förderung 
der Ziele des Umweltschutzes durch die 
Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
oder deren Unterlassen berührt zu sein, 
und 

2. geltend macht, in dem ihrer Satzung 
oder ihrer sonstigen Verfassung ent-
sprechenden Aufgabenbereich, für 
den die Anerkennung nach § 3 gilt, 
durch die Entscheidung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1, Absatz 1a Satz 1 oder 
deren Unterlassen berührt zu sein, und  

3. im Falle eines Verfahrens nach  3. u n v e r ä n d e r t  

a) § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 
2b zur Beteiligung berechtigt war; 

a) § 1 Absatz 1 Satz 1 zur Beteiligung 
berechtigt war; 

b) § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 zur 
Beteiligung berechtigt war und sie 
sich hierbei in der Sache gemäß 
den geltenden Rechtsvorschriften 
geäußert hat oder ihr entgegen den 
geltenden Rechtsvorschriften 
keine Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben worden ist. 

b) § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe a oder b mit einem 
Beteiligungsverfahren, das die 
Mindestvoraussetzungen des § 
42 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung er-
füllt, zur Beteiligung berechtigt war 
und sie sich hierbei in der Sache 
gemäß den geltenden Rechtsvor-
schriften geäußert hat oder ihr ent-
gegen den geltenden Rechtsvor-
schriften keine Gelegenheit zur Äu-
ßerung gegeben worden ist.  

Bei Rechtsbehelfen gegen eine Entschei-
dung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a 
bis 6 oder gegen deren Unterlassen muss 
die Vereinigung zudem die Verletzung um-
weltbezogener Rechtsvorschriften geltend 
machen. 

Bei Rechtsbehelfen gegen eine Entschei-
dung nach § 1 Absatz 1a Satz 1 oder gegen 
deren Unterlassen muss die Vereinigung 
zudem die Verletzung umweltbezogener 
Rechtsvorschriften geltend machen. 

(2) Eine Vereinigung, die nicht nach § 
3 anerkannt ist, kann einen Rechtsbehelf 
nach Absatz 1 nur dann einlegen, wenn  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. sie bei Einlegung des Rechtsbehelfs die 
Voraussetzungen für eine Anerken-
nung erfüllt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. sie einen Antrag auf Anerkennung ge-
stellt hat und 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. über eine Anerkennung aus Gründen, 
die von der Vereinigung nicht zu vertre-
ten sind, noch nicht entschieden ist. 

3. u n v e r ä n d e r t  

Bei einer ausländischen Vereinigung gelten 
die Voraussetzungen der Nummer 3 als er-
füllt. Mit der Bestandskraft einer die Aner-
kennung versagenden Entscheidung wird 
der Rechtsbehelf unzulässig. 

u n v e r ä n d e r t  

(3) Ist eine Entscheidung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 nach den geltenden Rechts-
vorschriften weder öffentlich bekannt ge-
macht noch der Vereinigung bekannt gege-
ben worden, so müssen Widerspruch oder 
Klage binnen eines Jahres erhoben werden, 
nachdem die Vereinigung von der Entschei-
dung Kenntnis erlangt hat oder hätte erlan-
gen können. Widerspruch oder Klage gegen 
eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 oder 6 müssen jedoch spätes-
tens binnen zweier Jahre, nachdem der Ver-
waltungsakt erteilt wurde, erhoben werden. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn eine Ent-
scheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 entge-
gen geltenden Rechtsvorschriften nicht ge-
troffen worden ist und die Vereinigung von 
diesem Umstand Kenntnis erlangt hat oder 
hätte erlangen können. 

(3) Ist eine Entscheidung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 oder Absatz 1a Satz 1 nach 
den geltenden Rechtsvorschriften weder öf-
fentlich bekannt gemacht noch der Vereini-
gung bekannt gegeben worden, so müssen 
Widerspruch oder Klage binnen eines Jah-
res erhoben werden, nachdem die Vereini-
gung von der Entscheidung Kenntnis erlangt 
hat oder hätte erlangen können. Wider-
spruch oder Klage gegen eine Entscheidung 
nach § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 oder 
6 müssen jedoch spätestens binnen zweier 
Jahre, nachdem der Verwaltungsakt erteilt 
wurde, erhoben werden. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn eine Entscheidung nach § 1 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 1a Satz 1 ent-
gegen geltenden Rechtsvorschriften nicht 
getroffen worden ist und die Vereinigung 
von diesem Umstand Kenntnis erlangt hat 
oder hätte erlangen können. 

(4) Rechtsbehelfe nach Absatz 1 sind 
begründet, soweit  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 oder deren Un-
terlassen gegen Rechtsvorschriften 
verstößt, die für diese Entscheidung 
von Bedeutung sind, oder 

1. die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 oder deren Unterlassen gegen 
Rechtsvorschriften verstößt, die für 
diese Entscheidung von Bedeutung 
sind, oder 

2. die Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2a bis 6 oder deren Un-
terlassen gegen umweltbezogene 
Rechtsvorschriften verstößt, die für 
diese Entscheidung von Bedeutung 
sind, 

2. die Entscheidung nach § 1 Absatz 1a 
Satz 1 oder deren Unterlassen gegen 
umweltbezogene Rechtsvorschriften 
verstößt, die für diese Entscheidung 
von Bedeutung sind, 
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und der Verstoß Belange berührt, die zu den 
Zielen gehören, die die Vereinigung nach ih-
rer Satzung fördert. Bei Entscheidungen 
nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 4 
muss zudem eine Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltprüfung im Sinne von § 2 Ab-
satz 10 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung bestehen. 

und der Verstoß Belange berührt, die zum 
satzungsgemäßen oder zum der sonsti-
gen Verfassung entsprechenden Aufga-
benbereich der Vereinigung gehören, für 
den die Anerkennung nach § 3 gilt. Bei 
Entscheidungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 muss zudem eine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltprüfung im 
Sinne von § 2 Absatz 10 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung beste-
hen. 

§ 3 u n v e r ä n d e r t  

Anerkennung von Vereinigungen u n v e r ä n d e r t  

(1) Auf Antrag wird einer inländischen 
oder ausländischen Vereinigung die Aner-
kennung zur Einlegung von Rechtbehelfen 
nach diesem Gesetz erteilt. Die Anerken-
nung ist zu erteilen, wenn die Vereinigung  

(1) Auf Antrag wird einer inländischen 
oder ausländischen Vereinigung die Aner-
kennung zur Einlegung von Rechtsbehel-
fen nach diesem Gesetz erteilt; als Vereini-
gung im Sinne dieses Gesetzes gelten 
auch Stiftungen des privaten Rechts. Die 
Anerkennung ist zu erteilen, wenn die Ver-
einigung 

1. nach ihrer Satzung ideell und nicht nur 
vorübergehend vorwiegend die Ziele 
des Umweltschutzes fördert, 

1. nach ihrer Satzung oder ihrer sonsti-
gen Verfassung ideell und nicht nur 
vorübergehend vorwiegend die Ziele 
des Umweltschutzes fördert, 

2. im Zeitpunkt der Anerkennung mindes-
tens drei Jahre besteht und in diesem 
Zeitraum im Sinne der Nummer 1 tätig 
gewesen ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Gewähr für eine sachgerechte Auf-
gabenerfüllung, insbesondere für eine 
sachgerechte Beteiligung an behördli-
chen Entscheidungsverfahren, bietet; 
dabei sind Art und Umfang ihrer bishe-
rigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis so-
wie die Leistungsfähigkeit der Vereini-
gung zu berücksichtigen, 

3. die Gewähr für eine sachgerechte Auf-
gabenerfüllung, insbesondere für eine 
sachgerechte Beteiligung an behördli-
chen Entscheidungsverfahren, bietet; 
dabei sind Art und Umfang ihrer bishe-
rigen Tätigkeit, der Kreis der Mitglie-
der oder, wenn keine Mitglieder vor-
handen sind, die Organmitglieder 
und die für die Förderung der Ziele 
nach Nummer 1 für die Vereinigung 
tätigen Personen sowie die Leistungs-
fähigkeit der Vereinigung zu berück-
sichtigen, und 

4. gemeinnützige Zwecke im Sinne von § 
52 der Abgabenordnung verfolgt und 

4. gemeinnützige Zwecke im Sinne von § 
52 der Abgabenordnung verfolgt. 
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5. jeder Person den Eintritt als Mitglied er-
möglicht, die die Ziele der Vereinigung 
unterstützt; Mitglieder sind Personen, 
die mit dem Eintritt volles Stimmrecht in 
der Mitgliederversammlung der Vereini-
gung erhalten; bei Vereinigungen, de-
ren Mitgliederkreis zu mindestens drei 
Vierteln aus juristischen Personen be-
steht, kann von der Voraussetzung 
nach Halbsatz 1 abgesehen werden, 
sofern die Mehrzahl dieser juristischen 
Personen diese Voraussetzung erfüllt. 

entfällt 

In der Anerkennung ist der satzungsge-
mäße Aufgabenbereich, für den die Aner-
kennung gilt, zu bezeichnen; dabei sind ins-
besondere anzugeben, ob die Vereinigung 
im Schwerpunkt die Ziele des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege fördert, so-
wie der räumliche Bereich, auf den sich die 
Anerkennung bezieht. Die Anerkennung 
kann, auch nachträglich, mit der Auflage 
verbunden werden, dass Satzungsänderun-
gen mitzuteilen sind. Sie ist von der zustän-
digen Behörde im Internet zu veröffentli-
chen. 

In der Anerkennung ist der der Satzung 
oder der sonstigen Verfassung entspre-
chende räumliche und sachliche Aufga-
benbereich, für den die Anerkennung gilt, 
festzulegen; dabei ist zudem anzugeben, 
ob die Vereinigung im Schwerpunkt die 
Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege fördert. Im Anerkennungs-
bescheid ist darauf hinzuweisen, dass 
Rechtsbehelfe außerhalb des in der Aner-
kennung bestimmten räumlichen und 
sachlichen Bereichs gemäß § 2 Absatz 4 
Satz 1 unbegründet sind. Die Anerken-
nung ist mit der Auflage zu verbinden, dass 
Änderungen der Satzung oder der sons-
tigen Verfassung mitzuteilen sind. Sie ist 
von der zuständigen Behörde im Internet zu 
veröffentlichen. Die Anerkennung ist ganz 
oder teilweise zu widerrufen, soweit eine 
der Voraussetzungen für ihre Erteilung 
nachträglich weggefallen ist. 

(2) Für eine ausländische Vereinigung 
sowie für eine Vereinigung mit einem Tätig-
keitsbereich, der über das Gebiet eines Lan-
des hinausgeht, wird die Anerkennung 
durch das Umweltbundesamt ausgespro-
chen. Bei der Anerkennung einer Vereini-
gung nach Satz 1, die im Schwerpunkt die 
Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege fördert, ergeht diese Anerken-
nung im Einvernehmen mit dem Bundesamt 
für Naturschutz. Für die Anerkennung wer-
den keine Gebühren und Auslagen erhoben. 

(2) Für eine ausländische Vereinigung 
sowie für eine Vereinigung mit einem Tätig-
keitsbereich, der über das Gebiet eines Lan-
des hinausgeht, wird die Anerkennung 
durch das Umweltbundesamt ausgespro-
chen. Die Anerkennung einer Vereinigung 
nach Satz 1, die im Schwerpunkt die Ziele 
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege fördert, oder ein Widerruf dieser 
Anerkennung ergehen im Einvernehmen 
mit dem Bundesamt für Naturschutz. Für die 
Anerkennung werden keine Gebühren und 
Auslagen erhoben. 

(3) Für eine inländische Vereinigung 
mit einem Tätigkeitsbereich, der nicht über 
das Gebiet eines Landes hinausgeht, wird 
die Anerkennung durch die zuständige Be-
hörde des Landes ausgesprochen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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§ 4 u n v e r ä n d e r t  

Verfahrensfehler u n v e r ä n d e r t  

(1) Die Aufhebung einer Entscheidung 
über die Zulässigkeit eines Vorhabens nach 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 2b kann 
verlangt werden, wenn  

(1) Die Aufhebung einer Entscheidung 
über die Zulässigkeit eines Vorhabens nach 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 kann verlangt werden, 
wenn  

1. eine nach den Bestimmungen des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung, nach der Verordnung über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung berg-
baulicher Vorhaben oder nach entspre-
chenden landesrechtlichen Vorschriften  

1. u n v e r ä n d e r t  

a) erforderliche Umweltverträglich-
keitsprüfung oder 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) erforderliche Vorprüfung des Ein-
zelfalls zur Feststellung der UVP-
Pflichtigkeit 

b) u n v e r ä n d e r t  

weder durchgeführt noch nachgeholt 
worden ist, 

u n v e r ä n d e r t  

2. eine erforderliche Öffentlichkeitsbeteili-
gung im Sinne von § 18 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder im Sinne von § 10 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes weder durch-
geführt noch nachgeholt worden ist 
oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. ein anderer Verfahrensfehler vorliegt, 
der  

3. u n v e r ä n d e r t  

a) nicht geheilt worden ist, a) u n v e r ä n d e r t  

b) nach seiner Art und Schwere mit 
den in den Nummern 1 und 2 ge-
nannten Fällen vergleichbar ist und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) der betroffenen Öffentlichkeit die 
Möglichkeit der gesetzlich vorgese-
henen Beteiligung am Entschei-
dungsprozess genommen hat; zur 
Beteiligung am Entscheidungspro-
zess gehört auch der Zugang zu 
den Unterlagen, die zur Einsicht für 
die Öffentlichkeit auszulegen sind. 

c) u n v e r ä n d e r t  
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Eine durchgeführte Vorprüfung des Einzel-
falls zur Feststellung der UVP-Pflichtigkeit, 
die nicht dem Maßstab des § 5 Absatz 3 
Satz 2 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung genügt, steht einer 
nicht durchgeführten Vorprüfung nach Satz 
1 Nummer 1 Buchstabe b gleich. 

u n v e r ä n d e r t  

(1a) Für Verfahrensfehler, die nicht un-
ter Absatz 1 fallen, gilt § 46 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. Lässt sich durch 
das Gericht nicht aufklären, ob ein Verfah-
rensfehler nach Satz 1 die Entscheidung in 
der Sache beeinflusst hat, wird eine Beein-
flussung vermutet. 

u n v e r ä n d e r t  

(1b) Eine Verletzung von Verfah-
rensvorschriften führt nur dann zur Aufhe-
bung der Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 2b oder 5, wenn sie 
nicht durch Entscheidungsergänzung oder 
ein ergänzendes Verfahren behoben wer-
den kann. Unberührt bleiben  

(1b) Eine Verletzung von Verfah-
rensvorschriften führt nur dann zur Aufhe-
bung der Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 oder § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 
3, wenn sie nicht durch Entscheidungser-
gänzung oder ein ergänzendes Verfahren 
behoben werden kann. Unberührt bleiben  

1. § 45 Absatz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes sowie 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. § 75 Absatz 1a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes und andere entspre-
chende Rechtsvorschriften zur Planer-
haltung. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Auf Antrag kann das Gericht anordnen, dass 
die Verhandlung bis zur Heilung von Verfah-
rensfehlern im Sinne der Absätze 1 und 1a 
ausgesetzt wird, soweit dies im Sinne der 
Verfahrenskonzentration sachdienlich ist. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Soweit Gegenstand der gerichtli-
chen Überprüfung Beschlüsse im Sinne des 
§ 2 Absatz 6 Nummer 3 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung sind, gel-
ten abweichend von den Absätzen 1 bis 1b 
die §§ 214 und 215 und die diesbezüglichen 
Überleitungsvorschriften des Baugesetz-
buchs sowie die einschlägigen landesrecht-
lichen Vorschriften. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Die Absätze 1 bis 2 gelten für 
Rechtsbehelfe von  

(3) Auf Rechtsbehelfe von Personen 
und Vereinigungen nach § 1 Absatz 3 
Satz 2 ist Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass die Auf-
hebung der Entscheidung nur verlangt 
werden kann, wenn der Verfahrensfehler 
dem Beteiligten die Möglichkeit der ge-
setzlich vorgesehenen Beteiligung am 
Entscheidungsprozess genommen hat. 

1. Personen gemäß § 61 Nummer 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung und Ver-
einigungen gemäß § 61 Nummer 2 der 
Verwaltungsgerichtsordnung sowie 

entfällt 

2. Vereinigungen, die die Anforderungen 
des § 3 Absatz 1 oder des § 2 Absatz 2 
erfüllen. 

entfällt 

Auf Rechtsbehelfe von Personen und Verei-
nigungen nach Satz 1 Nummer 1 ist Absatz 
1 Satz 1 Nummer 3 mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass die Aufhebung einer Ent-
scheidung nur verlangt werden kann, wenn 
der Verfahrensfehler dem Beteiligten die 
Möglichkeit der gesetzlich vorgesehenen 
Beteiligung am Entscheidungsprozess ge-
nommen hat. 

entfällt 

(4) Für Rechtsbehelfe von Vereinigun-
gen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 gegen 
Entscheidungen nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 sind die Absätze 1 bis 2 entspre-
chend anzuwenden. Soweit Gegenstand 
der gerichtlichen Überprüfung Raumord-
nungspläne nach dem Raumordnungsge-
setz sind, gelten abweichend von Satz 1 die 
§§ 11 und 27 Absatz 2 des Raumordnungs-
gesetzes sowie die einschlägigen landes-
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Absätze 1 bis 2 sind entspre-
chend anzuwenden für Rechtsbehelfe von 
Vereinigungen nach § 1 Absatz 3 Satz 1 ge-
gen 

 1. Entscheidungen über Pläne nach § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und  

 2. Entscheidungen nach § 1 Absatz 1a 
Satz 1 Nummer 2. 

 Soweit Raumordnungspläne nach dem 
Raumordnungsgesetz Gegenstand der 
gerichtlichen Überprüfung sind, gelten 
abweichend von Satz 1 die §§ 11 und 27 
Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes 
sowie die einschlägigen landesrechtli-
chen Vorschriften. 
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(5) Für Rechtsbehelfe gegen Entschei-
dungen im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3, 5 und 6 gelten bei Verfahrens-
fehlern die jeweiligen fachrechtlichen Rege-
lungen sowie die Regelungen des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 

(5)  Für Rechtsbehelfe gegen Entschei-
dungen im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1, 3 und 6 gelten bei Verfahrens-
fehlern die jeweiligen fachrechtlichen Rege-
lungen sowie die Regelungen des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 

§ 5 u n v e r ä n d e r t  

Missbräuchliches oder unredliches Ver-
halten im Rechtsbehelfsverfahren 

u n v e r ä n d e r t  

Einwendungen, die eine Person oder 
eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 
Satz 1 erstmals im Rechtsbehelfsverfahren 
erhebt, bleiben unberücksichtigt, wenn die 
erstmalige Geltendmachung im Rechts-
behelfsverfahren missbräuchlich oder un-
redlich ist. 

Einwendungen, die eine Person oder 
eine Vereinigung im Sinne des § 1 Absatz 3 
erstmals im Rechtsbehelfsverfahren erhebt, 
bleiben unberücksichtigt, wenn die erstma-
lige Geltendmachung im Rechtsbehelfsver-
fahren missbräuchlich oder unredlich ist. 
Die erstmalige Geltendmachung einer 
Einwendung im Rechtsbehelfsverfahren 
ist missbräuchlich oder unredlich, wenn 
dem Rechtsbehelfsführer die Einwen-
dung bereits im Verwaltungsverfahren 
bekannt war und er sie in vorwerfbarer 
Weise mit Verzögerungsabsicht erst im 
Rechtsbehelfsverfahren geltend macht. 
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§ 6 u n v e r ä n d e r t  

Klagebegründungsfrist Fristen, Fristversäumnis 

Eine Person oder eine Vereinigung im 
Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 hat innerhalb 
einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhe-
bung die zur Begründung ihrer Klage gegen 
eine Entscheidung im Sinne von § 1 Absatz 
1 Satz 1 oder gegen deren Unterlassen die-
nenden Tatsachen und Beweismittel anzu-
geben. Erklärungen und Beweismittel, die 
erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht 
werden, sind nur zuzulassen, wenn die Vo-
raussetzung nach § 87b Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 der Verwaltungsgerichtsordnung 
erfüllt ist. § 87b Absatz 3 Satz 2 und 3 der 
Verwaltungsgerichtsordnung gilt entspre-
chend. Die Frist nach Satz 1 kann durch den 
Vorsitzenden oder den Berichterstatter auf 
Antrag verlängert werden, wenn die Person 
oder die Vereinigung in dem Verfahren, in 
dem die angefochtene Entscheidung ergan-
gen ist, keine Möglichkeit der Beteiligung 
hatte. Die vorstehenden Sätze gelten ent-
sprechend für Fälle, in denen das gerichtli-
che Verfahren zur Durchführung eines 
Planergänzungs- oder Planänderungsver-
fahrens ausgesetzt wurde und später fortge-
setzt wird; die Frist läuft ab Fortsetzung des 
gerichtlichen Verfahrens. 

(1) Eine Person oder eine Vereinigung im 
Sinne des § 1 Absatz 3 hat innerhalb einer 
Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung 
die zur Begründung ihrer Klage gegen eine 
Entscheidung im Sinne von § 1 Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 1a Satz 1 oder gegen 
das jeweilige Unterlassen dieser Ent-
scheidungen dienenden Tatsachen und 
Beweismittel anzugeben. Erklärungen und 
Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser 
Frist vorgebracht werden, sind nicht zuzu-
lassen, wenn die Voraussetzung nach § 87b 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung erfüllt ist. § 87b Ab-
satz 3 Satz 2 und 3 der Verwaltungsge-
richtsordnung gilt entsprechend. Die Frist 
nach Satz 1 kann durch den Vorsitzenden 
oder den Berichterstatter auf Antrag verlän-
gert werden, wenn die Person oder die Ver-
einigung in dem Verfahren, in dem die an-
gefochtene Entscheidung ergangen ist, 
keine Möglichkeit der Beteiligung hatte. 

 (2) Das Gericht soll im Interesse der Ver-
fahrensbeschleunigung den übrigen Be-
teiligten mit der Zustellung der Klagebe-
gründung eine angemessene Frist zur 
Äußerung setzen. Die Frist nach Satz 1 
kann durch den Vorsitzenden oder den 
Berichterstatter auf Antrag verlängert 
werden. 

 (3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für  

 1. Fälle, in denen das gerichtliche Ver-
fahren zur Durchführung eines ergän-
zenden Verfahrens ausgesetzt wurde 
und später fortgesetzt wird; die Frist 
entsprechend Absatz 1 läuft ab Fortset-
zung des gerichtlichen Verfahrens; und 
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 2. Normenkontrollanträge nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung. 

§ 7 u n v e r ä n d e r t  

Besondere Bestimmungen für Rechts-
behelfe gegen bestimmte Entscheidun-

gen 

u n v e r ä n d e r t  

(1) Ist für Entscheidungen nach § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 oder 6 nach den 
geltenden Rechtsvorschriften keine öffentli-
che Bekanntmachung vorgeschrieben, so 
hat die zuständige Behörde die im Einzelfall 
getroffene Entscheidung mit Rechtsbehelfs-
belehrung einer oder mehreren genau zu 
bezeichnenden Personen oder Vereinigun-
gen bekannt zu geben, wenn dies beantragt 
wird  

(1) Ist für Entscheidungen nach § 1 
Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 bis 5 und 6 
nach den geltenden Rechtsvorschriften 
keine öffentliche Bekanntmachung vorge-
schrieben, so hat die zuständige Behörde 
die im Einzelfall getroffene Entscheidung mit 
Rechtsbehelfsbelehrung einer oder mehre-
ren genau zu bezeichnenden Personen 
oder Vereinigungen bekannt zu geben, 
wenn dies beantragt wird 

1. vom Antragsteller des Verwaltungsak-
tes nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 
oder 

1. vom Antragsteller des Verwaltungsak-
tes oder 

2. von demjenigen, an den die Behörde 
den Verwaltungsakt nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 6 gerichtet hat. 

2. von demjenigen, an den die Behörde 
den Verwaltungsakt gerichtet hat. 

Die Kosten der Bekanntgabe hat der Antrag-
steller zu tragen. 

u n v e r ä n d e r t  

(2) Über Rechtsbehelfe gegen eine 
Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 oder deren Unterlassen ent-
scheidet im ersten Rechtszug das Oberver-
waltungsgericht, auch wenn kein Fall des § 
47 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vorliegt. Ist eine Ge-
staltungs- oder Leistungsklage oder ein An-
trag nach § 47 Absatz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung nicht statthaft, ist § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend 
anzuwenden. Bei länderübergreifenden Plä-
nen und Programmen ist das Oberverwal-
tungsgericht örtlich zuständig, in dessen Be-
zirk die Behörde, die die Entscheidung über 
die Annahme des Plans oder Programms 
getroffen hat, ihren Sitz hat. 

(2) Über Rechtsbehelfe gegen eine 
Entscheidung nach § 1 Absatz 1a Satz 1 
Nummer 2 oder deren Unterlassen ent-
scheidet im ersten Rechtszug das Oberver-
waltungsgericht, auch wenn kein Fall des § 
47 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 der Verwal-
tungsgerichtsordnung vorliegt. Ist eine Ge-
staltungs- oder Leistungsklage oder ein An-
trag nach § 47 Absatz 1 der Verwaltungsge-
richtsordnung nicht statthaft, ist § 47 der 
Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend 
anzuwenden. Bei länderübergreifenden Plä-
nen und Programmen ist das Oberverwal-
tungsgericht örtlich zuständig, in dessen Be-
zirk die Behörde, die die Entscheidung über 
die Annahme des Plans oder Programms 
getroffen hat, ihren Sitz hat. 
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(3) Hat eine Vereinigung im Sinne des 
§ 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 in einem Ver-
fahren nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
Gelegenheit zur Äußerung gehabt, ist sie im 
Verfahren über den Rechtsbehelf nach Ab-
satz 2 mit allen Einwendungen ausge-
schlossen, die sie im Verfahren nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 nicht oder nach den 
geltenden Rechtsvorschriften nicht rechtzei-
tig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können. Satz 1 gilt nicht für Verfah-
ren zur Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung von Bebauungsplänen 
nach § 10 des Baugesetzbuches. 

(3) Hat eine Vereinigung im Sinne des 
§ 1 Absatz 3 Satz 1 in einem Verfahren 
nach § 1 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe a oder b, wenn die Vorausset-
zungen des § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
Buchstabe b dieses Gesetzes erfüllt 
sind, Gelegenheit zur Äußerung gehabt, so 
ist sie im Verfahren über den Rechtsbehelf 
nach Absatz 2 mit allen Einwendungen aus-
geschlossen, die sie im Verfahren nach § 1 
Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a 
oder b nicht oder nach den geltenden 
Rechtsvorschriften nicht rechtzeitig geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen 
können. Satz 1 gilt nicht für Verfahren zur 
Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder 
Aufhebung von Bebauungsplänen nach 
§ 10 des Baugesetzbuches. 

(4) Im Rechtsbehelfsverfahren gegen 
eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 2b findet § 73 Absatz 4 Satz 
3 bis 6 des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes, auch in den Fällen seines Absatzes 8, 
keine Anwendung. 

(4) Im Rechtsbehelfsverfahren gegen 
eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 Satz 1 
findet § 73 Absatz 4 Satz 3 bis 6 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes, auch in den 
Fällen seines Absatzes 8, keine Anwen-
dung. Im Rechtsbehelfsverfahren gegen 
eine Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 5 ist § 42 Absatz 3 Satz 3 
und 4 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht anzuwenden. 

(5) Eine Verletzung materieller 
Rechtsvorschriften führt nur dann zur Aufhe-
bung der Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 2b oder 5, wenn sie 
nicht durch Entscheidungsergänzung oder 
ein ergänzendes Verfahren behoben wer-
den kann. Satz 1 gilt nicht im Anwendungs-
bereich des § 75 Absatz 1a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes. 

(5) Eine Verletzung materieller 
Rechtsvorschriften führt nur dann zur Aufhe-
bung der Entscheidung nach § 1 Absatz 1 
Satz 1 oder Absatz 1a Satz 1 Nummer 3, 
wenn sie nicht durch Entscheidungsergän-
zung oder ein ergänzendes Verfahren beho-
ben werden kann. Satz 1 gilt nicht im An-
wendungsbereich des § 75 Absatz 1a des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

(6) Absatz 2 Satz 1 und 3 sowie die 
Absätze 4 und 5 gelten auch für Rechtsbe-
helfe von Personen und Vereinigungen 
nach § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1. 

entfällt 
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§ 8 u n v e r ä n d e r t  

Überleitungsvorschrift u n v e r ä n d e r t  

(1) Dieses Gesetz gilt für Rechtsbe-
helfe gegen Entscheidungen nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2, die nach 
dem 25. Juni 2005 ergangen sind oder hät-
ten ergehen müssen. Abweichend von Satz 
1 ist § 6 nur auf solche in Satz 1 genannten 
Rechtsbehelfe anzuwenden, die nach dem 
28. Januar 2013 erhoben worden sind. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Dieses Gesetz gilt für Rechtsbe-
helfe gegen Entscheidungen nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 6,  

(2) Dieses Gesetz gilt für Rechtsbe-
helfe gegen Entscheidungen nach § 1 Ab-
satz 1a Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a, 
Nummer 3 und 6, 

1. die am 2. Juni 2017 noch keine Be-
standskraft erlangt haben oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die nach diesem Zeitpunkt ergangen 
sind oder hätten ergehen müssen. 

2. u n v e r ä n d e r t  

 (2a) Dieses Gesetz gilt für Rechtsbehelfe 
gegen Entscheidungen nach § 1 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 5 und § 1 Absatz 1a Satz 
1 Nummer 2 Buchstabe b bis Nummer 5g, 
die 

 1. am … [einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes nach Artikel 6] 
noch keine Bestandskraft erlangt haben 
oder 

 2. nach dem … [einsetzen: Datum des In-
krafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 
6] ergangen sind oder hätten ergehen 
müssen. 

(3) Folgende Anerkennungen gelten 
als Anerkennungen im Sinne dieses Geset-
zes fort:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. Anerkennungen  1. u n v e r ä n d e r t  

a) nach § 3 dieses Gesetzes in der 
Fassung vom 28. Februar 2010, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) nach § 59 des Bundesnaturschutz-
gesetzes in der Fassung vom 28. 
Februar 2010 und 

b) u n v e r ä n d e r t  
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c) auf Grund landesrechtlicher Vor-
schriften im Rahmen des § 60 des 
Bundesnaturschutzgesetzes in der 
Fassung vom 28. Februar 2010, 

c) u n v e r ä n d e r t  

die vor dem 1. März 2010 erteilt worden 
sind, sowie 

u n v e r ä n d e r t  

2. Anerkennungen des Bundes und der 
Länder nach § 29 des Bundesnatur-
schutzgesetzes in der bis zum 3. April 
2002 geltenden Fassung. 

2. u n v e r ä n d e r t  

 (4) § 6 in der Fassung dieses Gesetzes 
vom... [einsetzen: Datum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes nach Artikel 6] gilt für 
Verfahren, die ab dem ... [einsetzen: Da-
tum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
Artikel 6] anhängig geworden sind. Für 
Verfahren, die vor dem ... [einsetzen: Da-
tum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach 
Artikel 6] anhängig geworden sind, gilt 
§ 6 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. August 2017 (BGBl. I S. 3290), 
der zuletzt durch Artikel ... vom ... geän-
dert worden ist, fort. 

 (5) Die nach § 64 Absatz 3 des Bundesna-
turschutzgesetzes in der bis zum ... [ein-
setzen: Datum des Tages vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes nach Arti-
kel 6] geltenden Fassung erlassenen 
Landesvorschriften gelten fort. 

       Artikel 2 

 Änderung des Bundesnaturschutzge-
setzes – BNatSchG 

§ 64 Rechtsbehelfe u n v e r ä n d e r t  

(1)  Eine anerkannte Naturschutzvereini-
gung kann, soweit § 1 Absatz 3 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes nicht 
entgegensteht, ohne in eigenen Rech-
ten verletzt zu sein, Rechtsbehelfe 
nach Maßgabe der Verwaltungsge-
richtsordnung einlegen gegen Ent-
scheidungen nach § 63 Absatz 1 Num-
mer 2 bis 4 und Absatz 2 Nummer 4a 
bis 7, wenn die Vereinigung 

entfällt 
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1.  geltend macht, dass die Entscheidung 
Vorschriften dieses Gesetzes, Rechts-
vorschriften, die auf Grund dieses Ge-
setzes erlassen worden sind oder fort-
gelten, Naturschutzrecht der Länder 
oder anderen Rechtsvorschriften, die 
bei der Entscheidung zu beachten und 
zumindest auch den Belangen des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege 
zu dienen bestimmt sind, widerspricht, 

entfällt 

2.    in ihrem satzungsgemäßen Aufgaben- 
und Tätigkeitsbereich, soweit sich die 
Anerkennung darauf bezieht, berührt 
wird und 

entfällt 

3.  zur Mitwirkung nach § 63 Absatz 1 
Nummer 2 oder Absatz 2 Nummer 4a 
bis 5 berechtigt war und sie sich hier-
bei in der Sache geäußert hat oder ihr 
keine Gelegenheit zur Äußerung gege-
ben worden ist; dies gilt auch für die 
Mitwirkung nach § 63 Absatz 1 Num-
mer 3 und Absatz 2 Nummer 6, sofern 
für ein solches Planfeststellungsverfah-
ren eine Anwendung des Bundesnatur-
schutzgesetzes nicht nach § 1 Absatz 
3 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
ausgeschlossen ist. 

entfällt 

(2)  § 1 Absatz 1 Satz 3 und 4, § 2 Absatz 
3 Satz 1 und § 5 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes gelten entsprechend. 

entfällt 

(3)  Die Länder können Rechtsbehelfe von 
anerkannten Naturschutzvereinigun-
gen auch in anderen Fällen zulassen, 
in denen nach § 63 Absatz 2 Nummer 
8 eine Mitwirkung vorgesehen ist. 

entfällt 

 Artikel 3 

 Änderung des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung – UVPG 

§ 48 Raumordnungspläne u n v e r ä n d e r t  
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Besteht für die Aufstellung eines Raumord-
nungsplans nach diesem Gesetz die 
SUP-Pflicht, so wird die Strategische 
Umweltprüfung einschließlich der 
Überwachung nach dem Raumord-
nungsgesetz durchgeführt. Auf einen 
Raumordnungsplan nach Anlage 5 
Nummer 1.5 oder 1.6, der Flächen für 
die Windenergienutzung oder für den 
Abbau von Rohstoffen ausweist, ist § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes nicht an-
zuwenden. 

Besteht für die Aufstellung eines Raumord-
nungsplans nach diesem Gesetz die SUP-
Pflicht, so wird die Strategische Umweltprü-
fung einschließlich der Überwachung nach 
dem Raumordnungsgesetz durchgeführt. 
Auf einen Raumordnungsplan nach Anlage 
5 Nummer 1.5 oder 1.6, der Flächen für die 
Windenergienutzung oder für den Abbau 
von Rohstoffen ausweist, ist § 1 Absatz 1a 
Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes nicht anzuwenden. 

§ 53 Verkehrswegeplanungen auf Bun-
desebene 

u n v e r ä n d e r t  

(2)  Bei der Verkehrswegeplanung auf 
Bundesebene nach Nummer 1.1 der 
Anlage 5 werden bei der Erstellung 
des Umweltberichts in Betracht kom-
mende vernünftige Alternativen, die die 
Ziele und den geographischen Anwen-
dungsbereich des Plans oder Pro-
gramms berücksichtigen, insbesondere 
alternative Verkehrsnetze und alterna-
tive Verkehrsträger ermittelt, beschrie-
ben und bewertet. Auf die Verkehrs-
wegeplanung auf Bundesebene ist § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes nicht an-
zuwenden. 

(2) Bei der Verkehrswegeplanung auf Bun-
desebene nach Nummer 1.1 der Anlage 5 
werden bei der Erstellung des Umweltbe-
richts in Betracht kommende vernünftige 
Alternativen, die die Ziele und den geogra-
phischen Anwendungsbereich des Plans 
oder Programms berücksichtigen, insbe-
sondere alternative Verkehrsnetze und al-
ternative Verkehrsträger ermittelt, beschrie-
ben und bewertet. Auf die Verkehrswege-
planung auf Bundesebene ist § 1 Absatz 
1a Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes nicht anzuwenden. 

 Artikel 4 

 Änderung des Umweltinformations-
gesetzes – UIG 

§ 9 Schutz sonstiger Belange u n v e r ä n d e r t  

(1) Soweit u n v e r ä n d e r t  

1.  durch das Bekanntgeben der Informati-
onen personenbezogene Daten offen-
bart und dadurch Interessen der Be-
troffenen erheblich beeinträchtigt wür-
den,  

1. u n v e r ä n d e r t  

2. Rechte am geistigen Eigentum, insbe-
sondere Urheberrechte, durch das Zu-
gänglichmachen von Umweltinformati-
onen verletzt würden oder 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3.  durch das Bekanntgeben Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnisse zugäng-
lich gemacht würden oder die Informa-
tionen dem Steuergeheimnis oder dem 
Statistikgeheimnis unterliegen, 

3.  u n v e r ä n d e r t  

 ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, 
die Betroffenen haben zugestimmt 
oder das öffentliche Interesse an der 
Bekanntgabe überwiegt. Der Zugang 
zu Umweltinformationen über Emissio-
nen kann nicht unter Berufung auf die 
in den Nummern 1 und 3 genannten 
Gründe abgelehnt werden. Vor der 
Entscheidung über die Offenbarung 
der durch Satz 1 Nummer 1 bis 3 ge-
schützten Informationen sind die Be-
troffenen anzuhören. Die informations-
pflichtige Stelle hat in der Regel von ei-
ner Betroffenheit im Sinne des Satzes 
1 Nummer 3 auszugehen, soweit über-
mittelte Informationen als Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse gekennzeichnet 
sind. Soweit die informationspflichtige 
Stelle dies verlangt, haben mögliche 
Betroffene im Einzelnen darzulegen, 
dass ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis vorliegt. 

ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, die 
Betroffenen haben zugestimmt oder 
das öffentliche Interesse an der Be-
kanntgabe überwiegt. Der Zugang zu 
Umweltinformationen über Emissionen 
kann nicht unter Berufung auf die in 
den Nummern 1 und 3 genannten 
Gründe abgelehnt werden. Vor der 
Entscheidung über die Offenbarung 
der durch Satz 1 Nummer 1 bis 3 ge-
schützten Informationen sind die Be-
troffenen anzuhören. Die informations-
pflichtige Stelle hat in der Regel von ei-
ner Betroffenheit im Sinne des Satzes 
1 Nummer 3 auszugehen, soweit über-
mittelte Informationen als Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse gekennzeichnet 
sind. Soweit die informationspflichtige 
Stelle dies verlangt, haben mögliche 
Betroffene im Einzelnen darzulegen, 
dass ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis vorliegt. Bei der Prüfung von 
Satz 1 Nummer 1, ob Interessen der 
Betroffenen erheblich beeinträchtigt 
werden, ist § 5 Absatz 3 und 4 des 
Informationsfreiheitsgesetzes ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 10 Unterrichtung der Öffentlichkeit u n v e r ä n d e r t  
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(3) Die Verbreitung von Umweltinformatio-
nen soll in für die Öffentlichkeit ver-
ständlicher Darstellung und leicht zu-
gänglichen Formaten erfolgen. Hierzu 
sollen, soweit vorhanden, elektroni-
sche Kommunikationsmittel verwendet 
werden. Zur Verbreitung von Umweltin-
formationen nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 5 und 6 auch in Verbindung 
mit Satz 2 kann das zentrale Internet-
portal des Bundes nach § 20 Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung genutzt wer-
den. Satz 2 gilt nicht für Umweltinfor-
mationen, die vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes angefallen sind, es sei denn, 
sie liegen bereits in elektronischer 
Form vor. 

(3) Die Verbreitung von Umweltinformatio-
nen soll in für die Öffentlichkeit ver-
ständlicher Darstellung und leicht zu-
gänglichen Formaten erfolgen. Hierzu 
sollen, soweit vorhanden, elektroni-
sche Kommunikationsmittel verwendet 
werden. Die Umweltinformationen 
müssen uneingeschränkt, kostenlos 
und, soweit das möglich und sinn-
voll ist, maschinenlesbar sowie über 
eine Anwendungsprogrammier-
schnittstelle nutzbar sein. Zur Ver-
breitung von Umweltinformationen 
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 und 6 
auch in Verbindung mit Satz 2 kann 
das zentrale Internetportal des Bundes 
nach § 20 Absatz 1 Satz 1 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung genutzt werden. Satz 2 gilt 
nicht für Umweltinformationen, die vor 
Inkrafttreten dieses Gesetzes angefal-
len sind, es sei denn, sie liegen bereits 
in elektronischer Form vor. 

§ 11 Umweltzustandsbericht u n v e r ä n d e r t  

 Die Bundesregierung veröffentlicht re-
gelmäßig im Abstand von nicht mehr 
als vier Jahren einen Bericht über den 
Zustand der Umwelt im Bundesgebiet. 
Hierbei berücksichtigt sie § 10 Absatz 
1, 3 und 6. Der Bericht enthält Informa-
tionen über die Umweltqualität und vor-
handene Umweltbelastungen. Der 
erste Bericht nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ist spätestens am 31. De-
zember 2006 zu veröffentlichen. 

 Das Bundesministerium für Umwelt, 
Klimaschutz, Naturschutz und nuk-
leare Sicherheit veröffentlicht regel-
mäßig im Abstand von nicht mehr als 
vier Jahren einen Bericht über den Zu-
stand der Umwelt im Bundesgebiet. 
Hierbei werden die § 10 Absatz 1, 3 
und 6 berücksichtigt. Der Bericht ent-
hält Informationen über die Umwelt-
qualität und vorhandene Umweltbelas-
tungen. Dabei kann auf an anderer 
Stelle veröffentlichte Informationen 
verwiesen werden. Der erste Bericht 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ist 
spätestens am 31. Dezember 2006 zu 
veröffentlichen. 
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